
Rechtsprechungsübersicht

Anfechtung

In §§ 129 ff. InsO ist regelt, unter welchen Voraussetzungen ein Insolvenzverwalter die Mög-
lichkeit hat, Rechtshandlungen des Schuldners, die vor Insolvenzeröffnung vorgenommen oder
unterlassen wurden, anzufechten. Bitte beachten Sie, dass am 01.04.2017 die Reform der Insol-
venzanfechtung in Kraft getreten ist. Hierzu liegt noch keine aktuelle Rechtsprechung vor.

OLG Frankfurt a. M., Urteil vom 16.08.2017 - 13 U 92/16, BeckRS 2017, 126065

Eine insolvenzrechtlich anfechtbare Rechtshandlung kann auch in einem Unterlassen liegen,
wenn dieses auf einer Willensbetätigung beruht, also in dem Bewusstsein erfolgt, dass die Un-
tätigkeit irgendwelche Rechtsfolgen auslöst.

BGH, Urteil vom 22.06.2017 - IX ZR 111/14 (OLG Dresden), BeckRS 2017, 116553

Setzt ein Gläubiger eine unbestrittene Forderung erfolgreich zwangsweise durch, kann daraus
nicht geschlossen werden, dass der Gläubiger die Zahlungsunfähigkeit oder Zahlungseinstel-
lung kannte, wenn der Gläubiger außer dieser Forderung und den von ihm zur zwangsweisen
Durchsetzung der Forderung unternommenen erfolgreichen Schritten keine weiteren konkreten
Tatsachen über die Zahlungsunfähigkeit oder die Vermögenslage seines Schuldners kennt.

BGH, Urteil vom 07.09.2014 - IX ZR 224/16 (OLG Koblenz), BeckRS 2017, 125134

1. Die Übertragung von Geldern durch den Schuldner auf einen Treuhänder zum Zweck der
Befriedigung seiner Gläubiger stellt auch dann keine unentgeltliche Leistung dar, wenn die
Treuhandvereinbarung wegen eines Vertretungsmangels unwirksam ist.
2. Ein Bereicherungsanspruch ist auch bei bewusster Zahlung auf eine unwirksame Treuhand-
vereinbarung gegeben, weil der Leistungsempfänger nicht darauf vertrauen kann, die Mittel
behalten zu dürfen.
3. Einer geschäftsunfähigen oder beschränkt geschäftsfähigen Person ist die Kenntnis des Be-
nachteiligungsvorsatzes des Schuldners durch ihren gesetzlichen Vertreter nicht anzulasten,
wenn dieser seine unbeschränkte Vertretungsmacht aus wirtschaftlichem Eigennutz ohne Rück-
sicht auf die Vermögensinteressen des Kindes ausübt.

BGH, Urteil vom 14.09.2017 - IX ZR 3/16 (OLG Frankfurt a. M.), BeckRS 2017, 131674



Leistungen des Schuldners an einen Zahlungsmittler, die dieser bestimmungsgemäß zur Til-
gung einer Verbindlichkeit des Schuldners gegenüber einem Dritten verwendet, sind auch ge-
genüber dem Zahlungsmittler gem. § 133 I InsO anfechtbar.

OLG Düsseldorf, Urteil vom 12.01.2017 - 12 U 91/13, BeckRS 2017, 125494
Nach § 133 I 2 InsO obliegt es dem Anfechtungsgegner, darzulegen und zu beweisen, dass
entweder der Schuldner nicht mit Benachteiligungsvorsatz handelte oder dass er, der Anfech-
tungsgegner, nichts von dem Benachteiligungsvorsatz des Schuldners wusste. Den Gläubiger,
der über die (drohende) Zahlungsunfähigkeit des Schuldners und die Gläubigerbenachteiligung
unterrichtet ist, trifft deshalb auch die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass er spätere Zah-
lungen auf der Grundlage eines schlüssigen Sanierungskonzepts, das eine positive Fortfüh-
rungsprognose begründet, erlangt hat. (Leitsatz der Redaktion)

LAG Schleswig-Holstein, Urteil vom 14.06.2017 - 6 Sa 49/17, BeckRS 2017, 124995

Der Benachteiligungsvorsatz liegt vor, wenn der Schuldner bei Vornahme der Rechtshandlung
die Benachteiligung der Gläubiger gewollt oder sie jedenfalls als mutmaßliche Folge seines
Handeln erkannt und gebilligt hat, sei es auch als sogar unerwünschte Nebenfolge eines anderen
erstrebten Vorteils. Er ist nicht deshalb ausgeschlossen, weil der Schuldner lediglich seinen
vertraglichen Pflichten nachkommen wollte, denn für den Eventualvorsatz ist eine gläubiger-
benachteiligende Motivation nicht erforderlich.

OLG Hamm, Urteil vom 19.10.2017 - 27 U 10/17, BeckRS 2017, 131349

Die Gesamtheit der Insolvenzgläubiger wird nicht benachteiligt, wenn ein Dritter eine Verbind-
lichkeit des späteren Insolvenzschuldners mit Mitteln begleicht, die nicht in dessen haftendes
Vermögen gelangt sind. Bei einer Zahlung des Schuldners durch Einschaltung eines Dritten ist
zwischen der Anweisung auf Schuld und der Anweisung auf Kredit zu unterscheiden. Handelt
es sich um eine Anweisung auf Schuld, führt die Zahlung durch den Angewiesenen zu einer
Gläubigerbenachteiligung, weil der Schuldner mit der Zahlung an den Dritten seine Forderung
gegen den Angewiesenen verliert. Liegt dagegen eine Anweisung auf Kredit vor, scheidet eine
Gläubigerbenachteiligung grundsätzlich aus, weil es durch die Zahlung lediglich zu einem
Gläubigerwechsel in der Person des Angewiesenen kommt. Die Belastung der Masse mit dem
Rückgriffanspruch des Angewiesenen wird durch die Befreiung von der Schuld des Zahlungs-
empfängers ausgeglichen.

BGH, Urteil v. 20.04.2017 - IX ZR 252/16 (LG Essen), BeckRS 2017, 112996

Der Schuldner, der im Zwei-Personen-Verhältnis auf eine tatsächlich nicht bestehende Schuld
leistet, nimmt keine unentgeltliche Leistung vor, wenn er irrtümlich annimmt, zu einer entgelt-
lichen Leistung verpflichtet zu sein.

BGH, Urteil v. 22.06.2017 - IX ZR 111/14 - OLG Dresden, LG Chemnitz

Setzt ein Gläubiger eine unbestrittene Forderung erfolgreich zwangsweise durch, kann daraus
nicht geschlossen werden, dass der Gläubiger die Zahlungsunfähigkeit oder Zahlungseinstel-
lung kannte, wenn der Gläubiger außer dieser Forderung und den von ihm zur zwangsweisen
Durchsetzung der Forderung unternommenen erfolgreichen Schritten keine weiteren konkreten
Tatsachen über die Zahlungsunfähigkeit oder die Vermögenslage seines Schuldners kennt.



BGH, Urteil v. 01.06.2017 - IX ZR 48/15 - OLG Frankfurt am Main, LG Frankfurt am Main

1. Eine vom Anfechtungsgegner durch Zwangsvollstreckung bewirkte Vermögensverlagerung
kann nur dann auch als Rechtshandlung des Schuldners gewertet werden, wenn der Schuldner
einen Beitrag zum Erfolg der Zwangsvollstreckung geleistet hat, der ein der Vollstreckungstä-
tigkeit des Gläubigers vergleichbares Gewicht hat.
2. Die vom Anfechtungsgegner durch eine Vollstreckungsmaßnahme bewirkte Vermögensver-
lagerung gilt nicht zugleich als Rechtshandlung des Schuldners, wenn sich der Schuldner an-
gesichts einer bevorstehenden oder bereits eingeleiteten berechtigten Vollstreckungsmaßnahme
nicht anders verhält als ohne die Vollstreckung und sich damit darauf beschränkt, die Vollstre-
ckung des Gläubigers hinzunehmen.

BGH, Urteil v. 04.05.2017 - IX ZR 285/16 (OLG Dresden)

1. Aus dem Wissen des Gläubigers um die zumindest drohende Zahlungsunfähigkeit des
Schuldners kann nicht auf sein Wissen von einer Gläubigerbenachteiligung geschlossen wer-
den, soweit in bargeschäftsähnlicher Weise Leistungen ausgetauscht werden. Verfügt der Gläu-
biger allerdings über das Wissen, dass die Belieferung des zahlungsunfähigen Schuldners mit
gleichwertigen Waren für die übrigen Gläubiger nicht von Nutzen ist, weil der Schuldner fort-
laufend unrentabel arbeitet und weitere Verluste erwirtschaftet, liegt das Wissen um eine Gläu-
bigerbenachteiligung auch für Zahlungen im Rahmen eines in bargeschäftsähnlicher Weise er-
folgenden Leistungsaustausches vor.
2. Für ein Wissen um die dauernde Verlustwirtschaft des Schuldners bzw. den fehlenden Nut-
zen der vom Schuldner erlangten Leistung für seine Gläubiger trägt der Insolvenzverwalter die
Darlegungs- und Beweislast.

BGH, Urteil v. 02.02.2017 - IX ZR 245/14 (OLG Braunschweig), BeckRS 2017, 102351

1. Die Verrechnung wechselseitiger Forderungen im Kontokorrentverhältnis benachteiligt die
Gläubiger nicht, soweit die eingegangenen Gutschriften auf der Bezahlung solcher Forderungen
beruhen, welche der Bank anfechtungsfest zur Sicherheit abgetreten worden waren und der
Bank eine anfechtungsfeste Sicherheit am Anspruch des Schuldners auf Gutschrift zusteht.
2. Die mit der Einzahlung auf ein bei der Bank geführtes Kontokorrentkonto des Schuldners
verbundene Kontokorrentbindung steht einem AGB-Pfandrecht der Bank am Anspruch des
Schuldners auf Gutschrift nicht entgegen (Bestätigung BGH, Urteil v. 29.11.2007 – IX ZR
30/07, BGHZ 174, 297).

BGH, Urteil v. 12.01.2017 - IX ZR 130/16 (KG Berlin), BeckRS 2017, 102139

1. Wird ein unverzinsliches Darlehen wegen Vermögensverfalls gekündigt, liegt die Gläubiger-
benachteiligung im Wegfall der gesetzlichen Abzinsung.
2. Die Anfechtung einer Rechtshandlung wegen des Ermöglichens einer Befriedigung setzt
nicht voraus, dass der Insolvenzgläubiger nachfolgend außerhalb des Insolvenzverfahrens die
Befriedigung erlangt hat

OLG München, Urteil v. 20.12.2016 - 5 U 3172/16, BeckRS 2016, 114727



Die Kenntnis des Gläubigers von der drohenden Zahlungsunfähigkeit des Schuldners und von
einer Gläubigerbenachteiligung iSv § 133 I Nr. 2 InsO ist regelmäßig anzunehmen, wenn die
Verbindlichkeiten des Schuldners bei dem späteren Anfechtungsgegner über einen längeren
Zeitraum hinweg ständig in beträchtlichem Umfang nicht ausgeglichen werden und diesem den
Umständen nach bewusst ist, dass es noch weitere Gläubiger mit ungedeckten Ansprüchen gibt.
Anders als bei einem Unternehmer, der einen kostenträchtigen Geschäftsbetrieb unterhält, kann
bei einem Architekten, der im Wesentlichen als Dorfplaner tätig ist, nicht zwingend auf das
Vorhandensein von weiteren Gläubigern geschlossen werden.

BGH, Urteil v. 13.10.2016 - IX ZR 184/14 (OLG Nürnberg), BeckRS 2016, 20846

1. Die Auszahlung eines Gesellschafterdarlehens an die Gesellschaft kann in der Insolvenz des
Gesellschafters nicht als unentgeltliche Leistung des Gesellschafters angefochten werden.
2. Der Insolvenzverwalter über das Vermögen eines Gesellschafters, welcher der Gesellschaft
ein Darlehen gewährt hat, kann dem Nachrangeinwand des Insolvenzverwalters über das Ver-
mögen der Gesellschaft nicht den Gegeneinwand entgegenhalten, die Gewährung eines Gesell-
schafterdarlehens sei als unentgeltliche Leistung anfechtbar.

BGH, Urteil v. 27.10.2016 - IX ZR 160/14 (OLG München), BeckRS 2016, 19988

1. Setzt der Empfänger einer unentgeltlichen Zuwendung das erhaltene Geld zur Tilgung be-
stehender Verbindlichkeiten ein, kann er sich nur auf Entreicherung berufen, wenn er darlegt
und beweist, dass und wofür er seine durch die Verwendung der unentgeltlichen Zuwendung
zur Schuldtilgung frei gewordenen Mittel anderweitig ausgegeben hat, er hierdurch keinen blei-
benden Vorteil erlangt hat und diese anderweitige Verwendung der frei gewordenen Mittel ohne
die – nunmehr angefochtene – unentgeltliche Leistung des Schuldners unterblieben wäre.
2. Begründet der Empfänger einer unentgeltlichen Zuwendung neue Verbindlichkeiten, die er
mit dem erhaltenen Geld erfüllt, kann er sich nur auf Entreicherung berufen, wenn er darlegt
und beweist, dass dies zu keinem die Herausgabe rechtfertigenden Vermögensvorteil bei ihm
geführt hat, und nicht anzunehmen ist, dass die Ausgaben ansonsten mit anderen verfügbaren
Mitteln bestritten worden wären. (Leitsätze des Gerichts

BGH, Beschl. v. 08.09.2016 - IX ZR 151/14, BeckRS 2016, 20068

Sind dem Anfechtungsgegner Umstände bekannt, die mit auffallender Deutlichkeit dafür spre-
chen und deren Kenntnis auch einem Empfänger mit durchschnittlichem Erkenntnisvermögen
ohne gründliche Überlegung die Annahme nahe legt, dass die Befriedigung der Gläubiger in-
folge der Freigiebigkeit verkürzt ist, muss er den Umständen nach wissen, dass die empfangene
Leistung die Gläubiger benachteiligt. (Leitsatz des Gerichts)

LG Hamburg, Urteil v. 04.08.2016 - 319 O 37/16, BeckRS 2016, 15774

Der Einsatz fremden Vermögens zur Tilgung von Verbindlichkeiten des Schuldners führt in der
Regel nicht zu einer Gläubigerbenachteiligung. Anfechtbar ist die Zahlung durch einen Dritten
nur, wenn der Schuldner den Dritten anweist, die von diesem geschuldete Leistung nicht ihm,



sondern einem Gläubiger des Schuldners zu erbringen.

Aus dem Umstand, dass eine Zahlung im Rahmen eines Zwangsvollstreckungsverfahrens er-
langt wird, folgt nicht, dass diese Leistung eine solche des Schuldners gewesen ist. (Leitsatz
der Redaktion)

BGH, Urteil v. 09.06.2016 - IX ZR 153/15 (OLG Düsseldorf), BeckRS 2016, 13123

Im Bereich der Insolvenzanfechtung richtet sich die Beurteilung, ob die Veräußerung eines mit
Grundpfandrechten belasteten Grundstücks oder seine zusätzliche dingliche Belastung eine
Gläubigerbenachteiligung auslöst, nur dann nach dem bei einer freihändigen Veräußerung des
Grundstücks zu erzielenden Erlös, wenn der Insolvenzverwalter zu einer freihändigen Veräu-
ßerung rechtlich in der Lage ist. Fehlt dem Insolvenzverwalter die Befugnis zu einer freihändi-
gen Veräußerung, weil der für den Eintritt der Gläubigerbenachteiligung maßgebliche Zeit-
punkt vor der Verfahrenseröffnung liegt oder einer freihändigen Verwertung die von einem
dinglichen Gläubiger betriebene Zwangsvollstreckung entgegensteht, ist der in einer
Zwangsversteigerung zu erwartende Erlös maßgeblich.

BGH, Urteil v. 14.06.2016 - IX ZR 23/15 (OLG München), BeckRS 2016, 11937

Kündigt der Schuldner dem Gläubiger einer in den Vormonaten deutlich angewachsenen fälli-
gen Forderung an, im Falle des Zuflusses neuer Mittel die Verbindlichkeit nur durch eine Ein-
malzahlung und 20 folgende Monatsraten begleichen zu können, offenbart er dem Gläubiger
seine Zahlungsunfähigkeit.

BGH, Urteil v. 24.03.2016 - IX ZR 159/15 (OLG Schleswig), BeckRS 2016, 08881

Der Empfänger einer unentgeltlichen Leistung muss den Umständen nach wissen, dass diese
die Gläubiger benachteiligt, wenn ihm Umstände bekannt sind, die mit auffallender Deutlich-
keit dafür sprechen und deren Kenntnis auch einem Empfänger mit durchschnittlichem Er-
kenntnisvermögen ohne gründliche Überlegung die Annahme nahe legt, dass die Befriedigung
der Gläubiger in Folge der Freigiebigkeit verkürzt wird.

BGH, Urteil v. 25.02.2016 - IX ZR 12/14 (OLG Frankfurt a. M.), BeckRS 2016, 05092

Erbringt eine von mehreren verbundenen Gesellschaften, denen die Bank eine gemeinschaftli-
che Kreditlinie eingeräumt hatte, eine Zahlung durch eine geduldete Überziehung ihres Kontos,
benachteiligt dies ihre Gläubiger, auch wenn mit der Zahlung die Verbindlichkeit einer verbun-
denen Gesellschaft getilgt wird.

BGH, Urteil v. 25.02.2016 - IX ZR 109/15 (LG Aachen), BeckRS 2016, 04970

Schweigt der Schuldner einer erheblichen Forderung während eines monatelangen Zeitraums
auf Rechnungen und Mahnungen und bietet er nach Einschaltung eines Inkassounternehmens
und Erwirken eines Mahnbescheids in dem auf seinen Widerspruch eingeleiteten gerichtlichen



Verfahren die ratenweise Zahlung der Gesamtforderung einschließlich der Zinsen und der an-
gefallenen Kosten an, hat der Gläubiger die Zahlungseinstellung des Schuldners, dessen Zah-
lungsverzug nicht mit einer fortdauernden Anspruchsprüfung erklärt werden kann, erkannt.

BGH, Urteil v. 21.01.2016 - IX ZR 32/14 (OLG Hamm), BeckRS 2016, 03973

Zahlt der Schuldner auf Steuerforderungen nur noch unter Vollstreckungsdruck und weiß der
Steuergläubiger, dass die Hausbank des Schuldners eine Ausweitung seines ausgeschöpften
Kreditlimits ablehnt und Zahlungen nur noch aus einer geduldeten Kontoüberziehung erfolgen,
kann daraus auf eine Zahlungseinstellung des Schuldners und einen Benachteiligungsvorsatz
sowie dessen Kenntnis geschlossen werden (Leitsatz des Gerichts).

BAG, Urteil v. 17.12.2015 - 6 AZR 186/14

1. Zahlungen, die im Rahmen eines wirksam geschlossenen Arbeitsverhältnisses als Gegenlei-
stung für die geleistete Arbeit vorgenommen werden, sind grundsätzlich entgeltlich und damit
nicht nach § 134 InsO anfechtbar.
2. Entgeltlich sind auch Zahlungen, die aufgrund gesetzlicher oder tariflicher Bestimmungen
erfolgen, die unter Durchbrechung des Grundsatzes "kein Entgelt ohne Arbeit" eine Entgelt-
zahlungspflicht ohne Arbeitsleistung des Arbeitnehmers vorsehen. Eine Zahlung in Erfüllung
einer vergleichsweise vereinbarten Freistellung ist in der Regel ebenfalls entgeltlich und damit
nicht nach § 134 InsO anfechtbar. (Leitsätze des Gerichts)
3. In einem zweiseitigen Rechtsverhältnis ist eine Leistung iSv. § 134 InsO unentgeltlich, wenn
dem Leistenden vereinbarungsgemäß keine dem von ihm aufgegebenen Vermögenswert oder
der eingegangenen Verpflichtung entsprechende Gegenleistung zufließt.
4. Unentgeltlichkeit iSv. § 134 InsO setzt nicht voraus, dass die angefochtene Leistung rechts-
grundlos erfolgt ist.
5. Entgeltzahlungen, die im Rahmen eines wirksam geschlossenen Arbeitsvertrags als Gegen-
leistung für die geleistete Arbeit in der vertraglich geschuldeten Höhe erfolgen, sind grundsätz-
lich entgeltlich. Bei der Einschätzung des Werts von Leistung und Gegenleistung kommt den
Arbeitsvertragsparteien ein angemessener Beurteilungsspielraum zu, wobei ihre subjektive Be-
wertung eine reale Grundlage haben muss.
6. Das gilt auch, soweit gesetzliche oder tarifliche Bestimmungen in Durchbrechung des Grund-
satzes "kein Entgelt ohne Arbeit" eine Entgeltzahlungspflicht ohne Arbeitsleistung vorsehen.
Mit derartigen Zahlungen erfüllt der Arbeitgeber lediglich seine Hauptleistungspflicht und
bringt diese zum Erlöschen. Dies begründet die Entgeltlichkeit der Zahlung.
7. Wird eine Verbindlichkeit unentgeltlich begründet, sind alle zur Erfüllung dieser Verbind-
lichkeit erfolgten Zahlungen unentgeltlich iSv. § 134 InsO. Darum können Entgeltzahlungen,
die in Erfüllung einer wirksam geschlossenen Freistellungsvereinbarung erfolgen, unentgeltlich
sein. Erfolgt die Freistellung im Wege eines Vergleichs, ist allerdings in der Regel davon aus-
zugehen, dass dies seinen Grund in der ungewissen Sach- und Rechtslage hat. Das führt zur
Entgeltlichkeit der in Erfüllung des Vergleichs für die Zeit der Freistellung geleisteten Zahlun-
gen.
8. Erfüllt der Arbeitgeber Annahmeverzugsansprüche des Arbeitnehmers nach § 615 Satz 1
BGB iVm. § 611 I BGB, die dadurch entstanden sind, dass er den Arbeitnehmer wegen Ar-
beitsmangels oder während eines später verlorenen Kündigungsschutzprozesses nicht beschäf-
tigt hat, liegt eine entgeltliche Leistung vor, die nicht der Anfechtung nach § 134 InsO unter-
liegt.
9. Der Arbeitnehmer hat einen von der Rechtsprechung im Wege der Rechtsfortbildung entwi-
ckelten Beschäftigungsanspruch. Ein einseitiger Verzicht des Arbeitgebers auf die Arbeitsleis-



tung ist im Gesetz nicht vorgesehen. Darum ist eine einseitige Suspendierung des Arbeitneh-
mers im bestehenden Arbeitsverhältnis ohne vertragliche Vereinbarung nur zulässig, wenn der
Beschäftigung überwiegende schutzwerte Interessen des Arbeitgebers entgegenstehen. Liegen
diese Voraussetzungen nicht vor, nimmt der Arbeitnehmer die Freistellung aber gleichwohl hin,
sind die während der Freistellung erfolgten Entgeltzahlungen unentgeltlich und unterliegen der
erleichterten Anfechtung nach § 134 InsO.
10. § 134 InsO ist eine zulässige Inhalts- und Schrankenbestimmung iSv. Art. 14 Abs. 1 Satz 2
GG und eine gesetzliche Grundlage iSv. Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG. (Orientierungssätze des
Gerichts)

LG Detmold, Urteil v. 26.04.2017 - 12 O 251/16, BeckRS 2017, 115467

Maßgeblich für die Kenntnis des Anfechtungsgegners ist eine Gesamtschau aller Umstände,
die ihm ein eindeutiges Urteil über die wirtschaftliche Lage des Schuldners ermöglichen. Erge-
ben die Gesamtumstände zwingend die Zahlungseinstellung des Schuldners, darf sich der Gläu-
biger dem nicht verschließen. Legen die Tatsachen bei einer Gesamtbetrachtung diesen Schluss
jedoch nicht zwingend nahe, fehlt dem Gläubiger die entsprechende Kenntnis. Ob dies der Fall
ist, ist im Rahmen einer nach § 286 ZPO vorzunehmenden Gesamtwürdigung zu beurteilen.


